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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 

Christian Hierneis u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

zur Änderung des Bayerischen Wassergesetzes (Drs. 19/6369)

- Zweite Lesung -

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Redezeit der Staatsre-

gierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Ich eröffne die 

Aussprache. Der erste Redner ist Herr Kollege Christian Hierneis für die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Herr Kollege Hierneis, Sie haben das Wort.

Christian Hierneis (GRÜNE): Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen! Nach 

der Ersten Lesung unseres Gesetzentwurfs hier im Plenum und nach der Diskussion 

im Umweltausschuss frage ich mich, was Sie eigentlich wollen. Wollen Sie überhaupt 

Hochwasserschutz? Wollen Sie unser Grundwasser schützen und damit die Wasser-

sicherheit in Bayern gewährleisten oder nicht? Wir haben mit unserem Gesetz 14 

ganz verschiedene Maßnahmen und Gesetzesänderungen vorgeschlagen, die dazu 

beitragen, Leben, Eigentum und Existenzen der Menschen in Bayern zu schützen. Sie 

lehnen alle diese Maßnahmen ab. Sie wollen somit gar nichts verändern. Wenn Sie 

nach einer Hochwasserkatastrophe mit Gummistiefeln und betretenen Gesichtern im 

Wasser stehen, sagen Sie jedes Mal: Jetzt müssen wir handeln. Wir denken: So, jetzt 

geht es los. Jetzt haben Sie es verstanden. Dann passiert so gut wie gar nichts, und 

Sie lehnen alles ab. Wir könnten verstehen, wenn Ihnen die eine oder andere Maß-

nahme in unserem Gesetzentwurf nicht gefällt. Sie lehnen jedoch alle Maßnahmen ab. 

Das erweckt den Verdacht, dass Sie erst einmal gar nichts machen wollen.

Wir sagen: Wir brauchen mehr Investitionen in den Hochwasserschutz, vor allem in 

den natürlichen Hochwasserschutz. Sie sagen: Hochwasserschutzmaßnahmen müs-

sen sich an Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit orientieren. Wissen Sie, was völlig un-

wirtschaftlich ist? – Jetzt bei Hochwasserschutzmaßnahmen zu sparen und hinterher 

Protokollauszug
57. Plenum, 23.07.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link
https://www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente/drucksachen?isInitialCheck=0&q=&dknr=6369&suchverhalten=AND&dokumentenart=Drucksache&ist_basisdokument=off&sort=date&anzahl_treffer=20&wahlperiodeid%5B%5D=19&erfassungsdatum%5Bstart%5D=&erfassungsdatum%5Bend%5D=&dokumentenart=Drucksache
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5247


bei den Schäden das Hundertfache und Tausendfache dessen zu bezahlen, was die 

Hochwasserschutzmaßnahmen gekostet hätten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir wollen mehr natürlichen Hochwasserschutz. Auch das lehnen Sie ab. Sie wollen 

dagegen eine Milliarde Euro in Polder an der Donau investieren. Nur zur Info für Sie: 

In der Regel regnet es nicht direkt in die Donau rein, sondern 50, 100 oder noch mehr 

Kilometer weiter entfernt. Wir müssen schon Hochwasserschutz betreiben, bevor das 

Hochwasser auf dem Weg in die Donau und zu den Poldern alles überschwemmt. Ja, 

wir brauchen auch den technischen Hochwasserschutz, und zwar dort, wo der natürli-

che Hochwasserschutz nicht ausreicht. Zunächst brauchen wir den Wasserrückhalt in 

der Fläche. Das hält schon sehr viel Wasser zurück. Dann brauchen wir technischen 

Hochwasserschutz vor Ort, wo er noch benötigt wird. Wir sagen, dass Hochwasser-

schutz und Grundwasserschutz ins überragende öffentliche Interesse kommen sollen. 

Der Hochwasserschutz, also der Schutz von Leib und Leben, von Eigentum und 

Existenzen, hat dann Vorrang vor anderen Interessen. Sie sagen, Sie wollten das 

überragende öffentliche Interesse nicht; sie müssten abwägen, ob Hochwasserschutz 

gehe oder mit anderen Interessen kollidiere. – Sagen Sie es den Leuten da draußen, 

deren Haus abgesoffen ist. Sagen Sie ihnen: Leider war in unserer Abwägung irgend-

etwas anderes wichtiger als euer Schutz vor Hochwasser.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir sagen: Wir müssen nichts abwägen. Wir müssen so gut es geht dafür sorgen, 

dass Menschen und Eigentum geschützt werden.

Sie sagen, Sie wollten Bürokratie abbauen. Das haben wir gerade gehört. Genau 

das passiert mit unserem Gesetz, sogar noch mehr. Wenn der Hochwasserschutz 

im überragenden öffentlichen Interesse steht, ist Schluss mit Bebauungen in Über-

schwemmungsgebieten. Sie haben in den letzten fünf Jahren ungefähr 3.500 Ausnah-

megenehmigungen für das Bauen in Überschwemmungsgebieten erteilt. Das sind 
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3.500 Anträge und Verwaltungsverfahren, die wir uns hätten sparen können. Das ist 

Bürokratieabbau. Aber es ist eben auch noch mehr. Es ist der Schutz von Menschen-

leben, von Eigentum und Existenzen. Das lehnen Sie ab.

Was sagen Sie? – Sie stellen mit einer Pressemitteilung letzte Woche den Bericht 

des Landesamts für Umwelt zum Hochwasser 2024 vor. Dort steht drin, dass neun 

Hochwasserschutzmaßnahmen von Niederbayern bis Schwaben gewirkt haben. Das 

sind neun Hochwasserschutzmaßnahmen – quer durch Bayern. Mehr haben Sie of-

fenbar nicht gefunden. Das verkaufen Sie als Erfolg. Betroffen vom Hochwasser 2024 

waren aber weit über 100 Kommunen. Die Überschrift über der Pressemitteilung lau-

tet: Hochwasserschutzmaßnahmen wirken. Das zeige ich den Betroffenen in den über 

100 Kommunen in Bayern und frage sie, ob sie das auch so sehen.

Meine Damen und Herren der Staatsregierung und der Regierungsfraktionen, Hoch-

wasserschutz und Grundwasserschutz und damit der Schutz der Menschen in Bayern 

gehören zu den wichtigsten Aufgaben der Zukunft. Wenn Sie unseren Gesetzentwurf 

wieder mit allerlei Ausreden und seltsamen Begründungen ablehnen werden, zeigen 

Sie den Menschen draußen im Land, dass Sie eigentlich gar kein Interesse an all 

dem haben. Wir zeigen mit diesem Gesetzentwurf Verantwortung. Werden Sie als 

Staatsregierung Ihrer Verantwortung endlich auch gerecht, und tun auch Sie endlich 

etwas für die Menschen in unserem schönen Bayern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Nächster Redner ist für die CSU-Fraktion 

der Abgeordnete Alexander Flierl. – Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Alexander Flierl (CSU): Geschätzter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir sprechen heute in der Zweiten Lesung über den Gesetzentwurf der GRÜNEN 

zur Änderung des Bayerischen Wassergesetzes. Eines gleich vorweg: Die Ziele des 

Entwurfs, Schutz unseres Grundwassers, Hochwasservorsorge, nachhaltiger Umgang 

mit unserer lebenswichtigen Ressource Wasser, sind zweifellos wichtig. Daran besteht 
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kein Zweifel. Diese Ziele teilen wir ausdrücklich. Ebenso klar ist: Dieser Gesetzentwurf 

ist nicht das richtige Instrument, um genau diese Ziele zu erreichen. Ich sage Ihnen 

auch gerne warum. Er ist wieder ein Lehrstück für Überregulierung, Bürokratieaufb-

lähung und fachlich unausgegorene Symbolpolitik. Der Gesetzentwurf würde in der 

Praxis mehr Verwirrung entstehen lassen, als er dem Schutz der genannten Ziele 

dann auch dienen würde.

Ich mache das gerne auch an dem Beispiel in Ihrem Gesetzentwurf fest. Wir haben 

eine unnötige Doppelregulierung statt einer zielgerichteten Gesetzgebung. Wir haben 

ein bestehendes Bayerisches Wassergesetz. Wir haben das Wasserhaushaltsgesetz 

auf Bundesebene. Zusätzlich haben wir bereits entsprechende fachlich umfassende 

Regelungen zum Grundwasserschutz, zur sparsamen Wassernutzung und auch zur 

Hochwasservorsorge. Wir brauchen keine Rechtsunsicherheit durch Doppelregelun-

gen – ganz im Gegenteil. Wir müssen gezielt bestehende gesetzliche Instrumente 

verbessern. Dazu bietet Ihr Gesetzentwurf keinen Anlass. Statt konkreter Lösungen 

erleben wir gesetzgeberischen Aktionismus, der zwar wie immer bei Ihren Gesetz-

entwürfen gut gemeint, aber schlecht gemacht ist. Was gut gemeint, aber schlecht 

gemacht ist, ist damit eindeutig auch gefährlich und bringt uns in der Sache nicht 

weiter.

(Beifall bei der CSU)

Bei der genannten Sturzflutenregelung wird die Vollzugsrealität völlig ignoriert. Sie 

fordern an dieser Stelle ein besonderes öffentliches Interesse für den Schutz vor 

Sturzfluten. Dieses Thema nehmen wir ernst. Wir investieren auch sehr viel. Wir 

stellen den Kommunen entsprechende Instrumentarien zur Verfügung, indem wir zum 

Beispiel Konzepte fördern. Wir erstellen entsprechende Gefährdungskarten, bereiten 

diese vor und stellen sie kostenlos zur Verfügung. Ihr Entwurf bleibt jedoch völlig vage. 

Es gibt keine Datengrundlage und keine praktikablen Umsetzungskriterien. Wo sollen 

denn die Behörden ansetzen? Auf welcher Basis sollen sie ihre Planungsentscheidun-

gen treffen?Mit einem so unbestimmten Rechtsbegriff, wie Sie ihn verwenden, lässt 

Protokollauszug
57. Plenum, 23.07.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 4



sich weder eine Genehmigungslage darstellen oder bewerten noch ein tragbares 

Hochwasserschutzkonzept organisieren. Wir brauchen eben keine Schlagworte im 

Gesetz. Wir brauchen klare, vollziehbare Regelungen. Auch das bleibt Ihr Gesetzent-

wurf schuldig.

Ich kann gleich nahtlos anschließen an die vorhergehende Debatte zum Dritten 

Modernisierungsgesetz. Wenn ich zum Beispiel Ihr Drainageverbot heranziehe, das 

Sie einführen wollen, wieder pauschal, völlig praxisfern und eindeutig auch unver-

hältnismäßig, dann irritiert das doch sehr. Ein pauschales Verbot für ganz Bayern 

für Drainagen auf landwirtschaftlichen Grundstücken lässt doch überhaupt die Bewirt-

schaftungssituation im ganzen Land, regionale Besonderheiten und auch regionale 

Gegebenheiten völlig außer Acht. Und es trifft natürlich wieder eine Berufsgruppe, auf 

die Sie liebend gern immer eindreschen: Es sind unsere Landwirtinnen und Landwirte. 

Die haben Sie immer besonders im Fokus mit Ihren pauschalen Kritikansätzen.

Deswegen sage ich Ihnen ganz klar: Pauschale Verbote helfen nicht weiter. Ihr Ent-

wurf lässt differenzierte Lösungen vermissen. Das ist nämlich eindeutig der Holzham-

mer, den Sie da wieder auspacken, aber nicht der Instrumentenkasten, den wir eben 

brauchen, um zielgerichtet und regional ausgewogen in dieser Frage vorzugehen.

Dass das noch nicht genug ist, einfach pauschal ein Verbot auszusprechen, zeigt sich 

daran, dass Sie auch noch jährlich einen Bericht wollen. Das ist doch wirklich überbor-

dende Bürokratie, völlig nutzloses Berichtswesen, ob der Landwirt A in der Region B 

fünf Drainagen ersetzt hat oder vielleicht neue eingebaut hat. Das ist völlig überzogen. 

Sie schaffen hier wieder ein Bürokratiemonster. Sie wollen mehr Bürokratie, anstatt 

Bürokratie abbauen zu wollen, insbesondere Bürokratie, die keinen erkennbaren Nut-

zen und keine Wirkung aufweist.

Ein weiterer Punkt, der ganz entscheidend ist: Sie wollen das Tiefengrundwasser 

schützen. Jawohl, diese wertvolle Ressource, diese eiserne Reserve wollen wir auch 

erhalten. Aber Sie machen es wieder an völlig untauglichen Kriterien und Definitio-
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nen fest. Eine Regenerationszeit von 50 Jahren – das ist wasserwirtschaftlich und 

hydrogeologisch überhaupt der völlig falsche Ansatz und lässt zum Beispiel die geolo-

gischen Gegebenheiten in unserem Freistaat völlig außer Acht. Das hilft uns eben 

auch nicht weiter. Wer soll das denn alles prüfen, was Sie hier vorgeben? Wer soll das 

dann genehmigen? Die Definitionen sind auch eindeutig zu unklar und nicht passend.

Und natürlich: Wichtig ist Ihnen anscheinend eher, dass man das Münchner Bier wei-

terhin mit Tiefengrundwasser brauen darf. Aber dass man unsere Mineralwasserabfül-

ler mit einer solchen Regelung im Regen stehen lassen würde, sehen Sie überhaupt 

nicht. Da schießen Sie eindeutig über das Ziel hinaus. Auch deswegen ist der Gesetz-

entwurf völlig untauglich.

(Beifall bei der CSU)

Und es geht auch so weiter mit Ihrer Forderung nach 12 % Wasserschutzgebieten. 

Das ist reine Symbolpolitik, die keinerlei Substanz hat. Das ist eine willkürliche Vorga-

be. Das konterkariert unseren bayerischen Weg, dass wir nämlich zielgerichtet und 

genau dort, wo es notwendig ist, Zonen einrichten mit schärfsten, wichtigen und 

großen Auflagen, um unsere wichtigste Ressource, das Trinkwasser, entsprechend 

zu schützen. Sie wollen hier einfach pauschal vorgehen – 12 % –, als wäre das die 

Lösung für alle Schwierigkeiten. Das ist es eben nicht. Wir brauchen kein pauschales 

Flächenziel, weil das weder die Akzeptanz vor Ort erhöht noch die Umwelt und unsere 

Ressource Wasser schützt. Auch deswegen ist Ihr Gesetzentwurf nicht zustimmungs-

fähig.

Auch beim Beitrag des Kollegen Hierneis ist es wieder vorgebracht worden, immer 

die gleiche Platte und immer wieder die Behauptung, wir würden als Staatsregierung, 

als die regierungsstützenden Fraktionen nicht handeln. – Nein, ganz im Gegenteil: 

Wir handeln selbstverständlich, aber wir gehen mit Strategie und mit Maß vor. Mit 

unserem Programm "Wasserzukunft Bayern 2050" setzen wir genau dort an, um diese 

Ziele zu erreichen und nachhaltigen Wasserschutz zu gewährleisten. Wir setzen an 
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bei der Wiederherstellung des Landschaftswasserhaushalts, bei Schwammstadtkon-

zepten, auch beim digitalen Wassermanagement. Das ist doch der richtige Weg.

Gerade beim Hochwasserschutz haben wir doch in diesem Jahr gezeigt, wie schnell 

wir bei den Haushaltsberatungen zusätzliche Mittel zur Verfügung stellen können. Wir 

haben auf 240 Millionen Euro erhöht und haben dann 40 Millionen Euro als weitere 

Verpflichtungsermächtigungen für die kommenden Jahre ermöglicht, um beim Hoch-

wasserschutz voranzukommen. Das ist doch zielgerichtete, pragmatische Politik, die 

Ihr Gesetzentwurf eindeutig vermissen lässt.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Ich sage ganz klar: Mit dem geplanten Wassercent schaffen wir ein wirksames ökono-

misches Instrument. Aber auch hier gilt bei uns: Erst ein Praxischeck und dann das 

Gesetzgebungsverfahren, nicht umgekehrt, wie Sie es immer gerne machen. Was wir 

brauchen, ist nämlich eine entsprechende Folgenabschätzung, eben auch eine ganz 

klare Richtung, wohin ein Gesetz führt. Wir brauchen kein Flickwerk, wie es Ihr Gesetz 

wäre.

Deswegen kündige ich gleich an, dass in einem neuen Bayerischen Wassergesetz, 

in dem der Wassercent geregelt wird, die weiteren offenen Fragen geklärt werden. 

Wir werden es handwerklich richtig und gut aufstellen, sodass der Vorrang der öffent-

lichen Wasserversorgung gewährleistet ist und der Hochwasserschutz besonderes 

öffentliches Interesse genießt, wir die hydraulische Einheit aufgeben und schnellere 

Verfahren auf den Weg bringen bei Genehmigungen und bei der Weiterverlängerung, 

zum Beispiel bei Wasserschutzgebieten.

Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen, gilt für uns ganz klar: Der Schutz unse-

rer Wasserressourcen ist zu wichtig, um ihn einem unausgereiften Schnellschuss zu 

opfern. Der Gesetzentwurf der GRÜNEN mag zwar in der Absicht wie immer sehr 

ehrenhaft sein – in der Wirkung ist er aber praxisfern und übergriffig. Deswegen 
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lehnen wir ihn ab. Wir wollen Wasserschutz mit Augenmaß. Wir wollen Fortschritt, 

nicht Überforderung.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Nächster Redner ist der 

Abgeordnete Harald Meußgeier für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort.

Harald Meußgeier (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen, sehr geehrte Gäste auf der Tribüne! Eigentlich bräuchte ich gar nichts mehr zu 

sagen. Der Kollege Flierl hat alle Themen und die Problematik schon angesprochen.

Aber wir stehen heute leider vor einem weiteren Gesetzentwurf einer ideologisch 

verblendeten Partei, der vorgibt, den Wasserschutz in Bayern zu stärken, in Wahrheit 

aber vor allem eines tut: Er belastet unsere bayerischen Landwirte mit neuen Aufla-

gen, Verboten und Genehmigungsvorschriften. Es werden massive Eingriffe in die 

Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Nutzflächen und die Eigentumsrechte der Bauern 

vorbereitet.

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die Umwandlung von Grünland in Ackerland in 

Hochwassergebieten einer zusätzlichen Genehmigung bedarf – ein unzumutbarer bü-

rokratischer Akt, gerade im ländlichen Raum.

Des Weiteren sieht der Gesetzentwurf vor, dass die erstmalige Einrichtung künstlicher 

Entwässerung auf Mooren und Freiflächen generell untersagt wird. Hinzu kommt, dass 

bestehende Drainagen bis spätestens 2025 überprüft und möglichst zurückgebaut 

werden.
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Zu guter Letzt sieht der Gesetzentwurf vor, dass Landwirte beim Einsatz von Dünge- 

und Pflanzenschutzmitteln auf sämtlichen Gewässerrandstreifen rigoros eingeschränkt 

werden. Sogar die Lagerung an solchen Standorten soll verboten werden.

All diese Maßnahmen bürden Landwirten neue, existenzbedrohende Zusatzpflichten 

auf. Der vorliegende Gesetzentwurf dient nicht dem Schutz des Wassers – nein, 

er dient zur Durchsetzung grüner Ideologie. Das erklärte Ziel ist dabei ganz klar: 

die Gängelung unserer Landwirte. Wieder einmal sollen diejenigen, die für unsere 

Ernährung verantwortlich sind, pauschal mit Auflagen, Genehmigungspflichten und 

Unsicherheiten für ihre eigenen Flächen konfrontiert werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wie ich gestern schon erwähnt habe: Wir 

wollen Bürokratie abbauen und nicht aufbauen, liebe GRÜNE.

Die Landwirtschaft in Bayern hat in den letzten Jahren enorme Leistungen vollbracht. 

Sie hat trotz Dürre, Preisdruck und ständig wechselnder Regelungen die Versorgung 

der Bevölkerung aufrechterhalten, und das mit immer weniger Betrieben. Innerhalb der 

letzten zehn Jahre ist die Zahl der bayerischen landwirtschaftlichen Betriebe von fast 

110.000 auf unter 90.000 gesunken. Diese Zahl zeigt klar, dass die Belastungsgrenze 

längst überschritten ist.

Liebe GRÜNE, in Wahrheit geht es euch nicht um gesicherten Hochwasserschutz 

oder garantierten Trinkwasserschutz, sondern um die sukzessive Ausdehnung staatli-

cher Einflussnahme.

(Lachen bei den GRÜNEN)

Eure wahren Motive sind die Umwandlung landwirtschaftlicher Flächen in Schwamm-

landschaften und die Förderung der ökologischen Landwirtschaft – Bioproduktion auf 

Kosten der Steuerzahler.

Die Ideologie dieses Gesetzentwurfs wird auch an anderer Stelle deutlich: 12 % 

der Landesfläche sollen bis 2030 zu Wasserschutzgebieten erklärt werden.Derzeit 
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gelten 5 %. Unabhängige Studien belegen: Deutschlandweit wird bei 96 % aller 

Wasserschutzgebiete bereits der Nitratgrenzwert eingehalten. Ferner liegen nur 2 % 

der landschaftlichen Flächen überhaupt in Überschwemmungsgebieten. Wer die Er-

zeugung im Inland nachhaltig blockiert, gefährdet jedoch die Lebensmittelsicherheit 

für unser Land. Importe aus Drittländern wären die Folge. Diese stammen meist aus 

Ländern mit weit geringeren Umweltstandards als hier. Unsere Landwirte verdienen 

keine neuen Fesseln, sondern endlich wieder Anerkennung, Planungssicherheit und 

eine verlässliche Zukunftsperspektive. Wir müssen Bürokratie eindämmen, bevor sie 

entsteht. Wir lehnen auch diesen Gesetzentwurf ab.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Nächste Rednerin ist die 

Kollegin Marina Jakob für die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Frau Abgeordnete, Sie 

haben das Wort.

Marina Jakob (FREIE WÄHLER): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Kollege Hierneis, du weißt, ich schätze dich sehr, aber mit diesem Gesetz-

entwurf und den Ausführungen dazu seid ihr wirklich auf dem Holzweg. Wir tun nichts 

anderes, als uns Gedanken zu machen: Wie kann ich den Hochwasserschutz zum 

einen beschleunigen, wie kann man ihn zum anderen effizienter und nachhaltiger 

machen? Was sind die wichtigsten Aufgaben und die richtigen Methoden, um unse-

re bayerischen Bürger, die entlang unserer Gewässer leben, vor Hochwasser zu 

schützen und dort entsprechende Maßnahmen umzusetzen? – Wir müssen alles im 

Blick haben: Wir müssen den Hochwasserschutz im Blick haben, wir brauchen den 

Regenwasserrückhalt, wir brauchen die Schwammregionen, zu denen ich später noch 

komme. Wir haben einfach Extremwetterereignisse, die immer mehr zunehmen.

Die Kernaufgabe ist es, die Menschen vor Hochwasser, aber auch vor Trockenheit zu 

schützen. Dafür brauchen wir pragmatische Gesetze statt immer nur Verbote. Immer 

nur Verbote und neue Regelungen, wie Sie sie in Ihrem aktuellen Gesetzentwurf 
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vorlegen, sind nicht der richtige Weg. Wir brauchen Selbstverantwortung, wir brauchen 

Gerechtigkeit. Es muss fair und auch einfach sein. Unser Gesetzentwurf, zu dem wir 

gerade in unzähligen Gesprächen mit vielen Verbänden Ausarbeitungen entwickelt 

haben, wird diesen Weg aufzeigen. Der Gesetzentwurf der GRÜNEN ist genau das 

Gegenteil: Sie schaffen wieder einmal nur Bürokratie.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Der ökologische Hochwasserschutz allein wird diesen immer stärker werdenden Ereig-

nissen und dem Klimawandel nicht gerecht. Wir brauchen beides: Wir müssen das 

Wasser in der Fläche zurückhalten – das ist gar keine Frage –, wir brauchen aber 

auch – und das zunehmend mehr – den technischen Hochwasserschutz. Deswegen 

muss dem Hochwasserschutz allgemein Vorrang vor anderen Belangen eingeräumt 

werden. Wenn es nach mir gehen würde – lieber Kollege Becher, das würde Ihnen 

sicherlich nicht gefallen –, bräuchten wir auch kein artenschutzrechtliches Gutachten 

mehr bei Maßnahmen, die wirklich Leib und Leben schützen, weil die Haselmaus 

einfach einen Schritt hinter den Menschen zurückstehen muss.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Zuruf des Abgeordneten Paul Knoblach 

(GRÜNE))

Wir wollen keine Vorfestlegungen. Wir müssen dort, wo Hochwasserschutz technisch 

notwendig ist, bauen; wir müssen aber auch das Wasser in der Fläche zurückhalten.

Ich komme zum Thema Drainagen. Das ist ein großer Punkt in Ihrem Gesetzentwurf. 

Drainagen sind unwahrscheinlich wichtig, um unzählige Felder in unserem Freistaat 

bewirtschaften zu können. Wenn wir die jetzt verbieten oder man die kaputten Anlagen 

nicht mehr reparieren darf, dann hat das zur Folge, dass die Felder nicht mehr bewirt-

schaftbar sind. Die Folge ist: Wir haben weniger Lebensmittelproduktion bei uns in 

Bayern, und wir müssen noch mehr importieren. Ich halte immer noch die konventio-

nell auf unserem Boden erzeugte Kartoffel für besser als die Biokartoffel aus Ägypten. 
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Wir müssen alles dafür tun, dass wir unsere heimische Produktion auch nachhaltig 

sichern. Da gehören auch einmal Drainagen dazu.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Johannes Becher (GRÜNE): Gehören ent-

wässerte Moore auch dazu, oder was?)

Ich habe es vorhin schon kurz gesagt: Wir haben die Schwammregionen. Von den 

Schwammregionen haben wir jetzt zehn in Bayern, die hoffentlich auch noch mehr 

werden können. Die machen genau eines vor: Sie halten Wasser in der Fläche zurück 

an Orten, wo es sinnvoll und richtig ist, und nicht pauschal über Bayern verteilt – wo 

eine Drainage kaputt ist, da dürft ihr kein Wasser zurückhalten, da haben wir eine 

vernässte Fläche –,

(Heiterkeit des Abgeordneten Harry Scheuenstuhl (SPD))

sondern wir müssen mit Sinn und Verstand an Orten, wo es sinnvoll ist, Wasser 

zurückhalten.

Tiefengrundwasser ist in Bayern wirklich besonders geschützt, das sagen mir unzäh-

lige Firmen, die jetzt schon wirklich Probleme damit haben, das Tiefengrundwasser 

nutzen zu dürfen. Es macht auch keinen Sinn, wenn ich es Unternehmen verbiete, 

Tiefengrundwasser zu entnehmen, und sie sich dann an die Leitung des kommunalen 

Versorgers anschließen, der selber Tiefengrundwasser nutzt. Das macht keinen Sinn. 

Das ist keine gute Kreislaufwirtschaft. Das ist nicht nachhaltig, und das stärkt auch 

nicht unsere heimischen Unternehmen.

12 % Wasserschutzgebiet – das ist pauschal. Woher kommt denn die Zahl? Machen 

es andere Bundesländer so? Ist die Zahl gewürfelt? Wie kommt man auf diese 12 %? 

– Für mich ist die Vorgabe nicht logisch. Wir brauchen individuelle Lösungen vor Ort. 

Es kommt nicht auf die Größe des Wasserschutzgebietes an; es muss effizient sein, 

das Grundwasser muss geschützt werden, und da sind wir, glaube ich, mit unserer 

bayerischen Strategie auf dem richtigen Weg.
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Insgesamt ist das Bayerische Wassergesetz, das Sie vorgelegt haben, nicht zielfüh-

rend. Es ist zu bürokratisch. Es wird uns hier nicht weiterbringen. Deswegen lehnen 

wir den Gesetzentwurf ab.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Frau Kollegin. – Nächster 

Redner ist der Kollege Harry Scheuenstuhl für die SPD-Fraktion. Bitte, Sie haben das 

Wort.

Harry Scheuenstuhl (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ihr müsst euch in der Koalition schon einmal einig werden: Auf der einen 

Seite fordert Herr Flierl mehr und detaillierte Angaben, auf der anderen Seite werden 

weniger gefordert. Irgendwann weiß man wirklich nicht mehr, was man sagen soll. 

Mir ist der Gesetzentwurf eigentlich auch ein bisschen zu detailliert. Ihr habt euch 

viel Arbeit mit dem Gesetzentwurf zur Änderung des Bayerischen Wassergesetzes 

gemacht; aber auf der anderen Seite, Herr Flierl, kann man so keine Gesetze machen. 

Sie sind noch von früher, Sie müssen doch modern sein, Sie müssen kurze Gesetze 

machen.

(Zurufe der Abgeordneten Felix Locke (FREIE WÄHLER) und Alexander Flierl 

(CSU))

Was haben Sie denn da an einem Gesetz herumzumeckern? – Und hinterher behaup-

ten Sie allen Ernstes: Das ist nicht detailliert genug. – Ja, wo sind wir denn?

(Unruhe)

Vorhin haben wir doch noch gehört, dass wir hier wirklich Bürokratie abbauen wollen. 

Wer hat denn diese Bürokratie aufgebaut? – Das waren doch Sie, und niemand 

anders. Oder waren die GRÜNEN oder die SPD an der Regierung?

(Alexander Flierl (CSU): Gott sei Dank nicht!)
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Das muss ich schon einmal sagen. Räumt euren Mist endlich einmal weg.

(Beifall bei der SPD – Felix Locke (FREIE WÄHLER): Denk an deinen Puls, 

Harry!)

Ihr seid doch nicht in der Lage dazu. Eines muss ich auch einmal fragen: Habt ihr 

denn noch nicht gemerkt, dass die meisten unserer Landwirte, die hier so benannt 

werden, auf Ökolandbau umstellen? Ist das nicht bekannt?

(Beifall bei der SPD)

Die AfD ist gegen die Ökolandwirtschaft, soweit ich heute gehört habe. Das ist ganz 

klar. Die Staatsregierung fördert auch den ökologischen Landbau.

(Zuruf des Abgeordneten Alexander Flierl (CSU))

Wir wollen alle sauberes Wasser haben. Wir sind uns einig, dass wir einiges ändern 

müssen, dass wir etwas erneuern müssen. Über den Weg sind wir uns unter Umstän-

den nicht immer einig; aber über die Schutzwürdigkeit eigentlich schon. Ich habe zum 

Beispiel zu bemängeln – nur, damit man einmal sieht, dass wir uns auch mit allen 

Themen beschäftigen –: Wir haben zum Beispiel in Franken eine Modellregion für 

die Zurückhaltung von Regenwasser. Wenn es jetzt nach dem Gesetzentwurf gehen 

würde, geht das nicht, weil wir das messen müssten: Ist das ein Gebrauch von Was-

ser, wenn man Regenwasser zurückhält, oder nicht? – Unsere Teiche werden oft von 

kleinen Bächen und kleinen Flüssen gespeist. Ist das dann nicht mehr möglich? – Da 

sehen wir schon auch, dass es Kritikpunkte gibt.

Ich glaube aber, wir sollten diese Drainagen noch einmal kurz ansprechen. Bitte, dann 

lesen Sie doch den Gesetzentwurf gut durch, und dann wissen Sie doch, dass es ein 

Schmarrn ist, dass das für überall gilt. Außerdem ist das Wasserwirtschaftsamt schon 

lange dran – erkundigen Sie sich einmal, Frau Kollegin –, die Drainagesteuerung zu 

überprüfen und zu evaluieren, was man tun kann, weil es so nicht mehr weitergeht. 
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Wir müssen Wasser in der Fläche zurückhalten. Da ist das Gesetz mit Sicherheit auch 

mit dabei.

Ich fasse im Schnelldurchgang zusammen: Wasserschutzgebiete werden wir erwei-

tern müssen. Das ist übrigens auch schon geplant; aber wir müssen es sozial adäquat 

machen, nicht einfach mit dem Holzhammer,

(Alexander Flierl (CSU): Genau!)

sondern wir müssen wirklich fragen: Okay, wo kann man Wasserschutzgebiete aus-

dehnen? – Ich war jetzt übrigens bei einer Gemeinde. Da hat mich der Bürgermeister 

gefragt: Wasserschutzgebiet? Was kommst du mir mit einem Wasserschutzgebiet? 

Meine ganze Gemeinde ist Wasserschutzgebiet. – Und der hat sich nicht beschwert. 

Das heißt: Die gesetzlichen Regelungen sind gar nicht so schlecht, auch mit Wasser-

schutzgebieten.

(Alexander Flierl (CSU): Das ist der bayerische Weg!)

Wir stehen ganz klar zum Wassercent. Er dient auch der Regulierung. Zur Zähler-

pflicht stehen wir eigentlich auch, aber, wie gesagt, zu den genannten Bedingungen 

wird es etwas schwierig sein. Bei der Grundwasserneubildung dürfen wir an der Stelle 

auch einmal darauf hinweisen, dass wir nicht das ganze Grundwasser, das sich neu 

bildet, entnehmen; aber wir sind trotzdem besorgt, dass es nicht mehr reicht. Wir 

müssen der Natur genügend Zeit lassen, um die Reserven wieder aufzufüllen.

Beim Hochwasserschutz ist wenigstens einmal ein Ansatz, eine Alternative da. An-

scheinend habt ihr mit euren neuen Vorschlägen doch ein wenig die Regierung 

getroffen. Wir stehen zum Hochwasserschutz, und wir stehen auch zu technischen 

Maßnahmen.Bei Ausgleichsmaßnahmen –

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Ende!
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Harry Scheuenstuhl (SPD): – im Hochwasserbereich müssen wir selbstverständlich 

etwas tun. Bauen im Hochwasserschutzgebiet kann mit Ausgleichsmaßnahmen auch 

möglich sein.

Wir werden dem Gesetzentwurf zustimmen.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Weitere 

Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist hiermit geschlossen. Wir 

kommen zur Abstimmung. Der federführende Ausschuss für Umwelt und Verbraucher-

schutz empfiehlt die Ablehnung des Gesetzentwurfs. Der endberatende Ausschuss für 

Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration empfiehlt ebenfalls Ablehnung.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Gesetzentwurf der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 19/6369 zustimmen will, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Das sind BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die SPD-Fraktion. Gegen-

stimmen! – CSU-Fraktion, FREIE WÄHLER und AfD-Fraktion. Gibt es einzelne Stimm-

enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist dieser Gesetzentwurf abgelehnt.

Wir gehen dann in die Mittagspause und fahren um 13:20 Uhr fort. Danke schön.

(Unterbrechung von 12:50 bis 13:20 Uhr)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Mit-

tagspause ist beendet. Wir fahren in der Tagesordnung fort.
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